
 

Dr. Klaus WeberDr. Klaus WeberDr. Klaus WeberDr. Klaus Weber, Pressesprecher, v.i.S.d.P., FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag, 

Landeshaus, 24171 Kiel, Postfach 7121, Telefon: 0431 / 988 1488, Telefax: 0431 / 988 1497, 

E-Mail: fdp-pressesprecher@fdp.ltsh.de, Internet: http://www.fdp-fraktion-sh.de 

 

Presseinformation 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wolfgang Kubicki: Paragrafen 103 StGB schnellstmöglich 

abschaffen – notfalls auch gegen die Union 
 

In seiner Rede zu TOP 20 (Meinungs-, Presse- und Kunstfreiheit sind nicht 

verhandelbar) erklärt der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Wolfgang Wolfgang Wolfgang Wolfgang 

KubickiKubickiKubickiKubicki:::: 

 

„Ich wundere mich sehr über die Wortbeiträge einiger Kolleginnen und Kol-

legen in der heutigen Debatte. Ja, mich haben die vorgetragenen Argumente 

zum Teil wirklich überrascht. Denn es geht doch gar nicht um die Frage, ob 

das, was Herr Böhmermann getan hat, richtig oder falsch war. Es geht auch 

nicht um die Frage, ob sich Herr Erdogan beleidigt fühlen darf oder nicht. 

Denn das darf er zweifelsohne, und dann kann er mit seinen Anwälten da-

gegen vorgehen. 

 

An die Adresse des Kollegen Dr. Stegner gerichtet, möchte ich auch Fol-

gendes sagen: Ich finde es ziemlich merkwürdig, wie sich die SPD in der 

Frage Böhmermann von der Union verzwergen lässt. Sowohl Bundesjustiz-

minister Heiko Maas, als auch Bundesaußenminister Frank-Walter Stein-

meier waren an der entscheidenden Abstimmung darüber, ob die Bundesre-

gierung den deutschen Justizbehörden die Ermächtigung erteilt, ein Straf-

verfahren gegen den Satiriker Jan Böhmermann wegen möglicher Beleidi-

gung des türkischen Staatschefs einzuleiten, beteiligt. Beide stellen sich 

aber anschließend hin und erklären, sie seien dagegen gewesen. 

 

Mir ist es das erste Mal während meiner gesamten politischen Tätigkeit zu 

Ohren gekommen, dass sich ein Koalitionspartner nach der Abstimmung in 

einer solch zentralen Frage damit rechtfertigt, überstimmt worden und da-

mit sozusagen Unterlegener zu sein. Das ist an Lächerlichkeit kaum zu 

überbieten. 

 

Die spannende Frage ist: Brauchen wir die Strafrahmenverschiebung des 

Paragraphen 103 StGB? Ich glaube, wir brauchen sie nicht. Denn unser 
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Rechtssystem gibt allen Menschen das gleiche Recht, gegen Unrecht vorzu-

gehen. Ein Sonderrecht brauchen wir nicht.  

 

Die Kanzlerin hätte deshalb in der genannten Frage Böhmermann ‚Nein‘ sa-

gen können; sie hätte es in meinen Augen sogar müssen. Denn, was muten 

wir unseren Staatsanwaltschaften und Gerichten zu? Ermittlungen und ge-

gebenenfalls ein Urteil auf der Grundlage einer Norm, von der die Kanzlerin 

sagt, sie solle ohnehin alsbald entfallen. 

 

Wer glaubt, eine rechtskräftige Entscheidung im Fall Böhmermann sei bis 

2018 möglich, irrt. Wir sollten den Paragrafen 103 StGB schnellstmöglich 

abschaffen – notfalls auch gegen die Union. Lassen wir Herrn Erdogan das 

gleiche Recht wie Jedermann.“ 

 


